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Gewerkschaftliche Betätigung gesetzlich erwünscht

Gute Tarifabschlüsse für die Beschäftigten kann es nur mit einer Gewerk-
schaft geben, die auch über starken Rückhalt bei den Beschäftigten ver-
fügt. Und dies muss für die Arbeitgeberseite während der Tarifrunde 
auch deutlich sichtbar sein! Das bedeutet konkret: ver.di-Mitglieder in 
Banken, Sparkassen, Bausparkassen und Versicherungen müssen aktiv 
werden, Gesicht zeigen und ihren Tarifforderungen mit Aktionen Nach-
druck verleihen.

Oftmals herrscht jedoch Unsicherheit darüber, wie es rechtlich um die ge-
werkschaftlichen Aktivitäten am Arbeitsplatz bestellt ist. Dürfen wir 
überhaupt Gespräche mit den Beschäftigten während der Arbeitszeit 
führen? Dürfen wir gewerkschaftliche Plakate aufhängen, Flugblätter 
verteilen oder einen Infostand mit gewerkschaftlichen Informationen 
aufstellen? Und insbesondere jetzt in Pandemiezeiten: wie sieht es mit 
gewerkschaftlichen Informationen via E-Mail oder im Intranet aus? 

In dieser Broschüre möchten wir diese und weitere Fragen beantworten 
und damit rechtliche Vorbehalte gegen gewerkschaftliche Aktivitäten 
ausräumen. Denn: Die gewerkschaftliche Betätigung im eigenen Unter-
nehmen ist vom Gesetzgeber nicht nur erlaubt, sondern ausdrücklich er-
wünscht!

Sollten noch Fragen offen sein, der*die zuständige ver.di-Fachbereichs-
sekretär*in hilft gerne weiter!



Gewerkschaftlich 
aktiv: ein Grundrecht
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Die freie gewerkschaftliche Betätigung ist in Deutschland ein Grundrecht 
und fest in unserer Verfassung verankert (Grundgesetz, Art. 9 Abs. 3). 
Dort heißt es:

„Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann 
und für alle Berufe gewährleistet.“

Was sich so allgemein und unkonkret anhört ist der verfassungsrechtlich 
garantierte Schutz, für die Interessen der Beschäftigten Vereinigungen 
(Gewerkschaften) zu bilden und diese Vereinigungen zu erhalten und zu 
sichern. Dieser verfassungsrechtliche Schutz umfasst auch die Tarifauto-
nomie (also das Recht, die Arbeitsbedingungen mit der Arbeitgeberseite 
frei von staatlichen Eingriffen auszuhandeln) und das Streikrecht (mehr 
hierzu auf Seite 21 in dieser Rechtsinfo).

Sehr deutlich wird das Grundgesetz auch, was eventuelle Versuche be-
trifft, die freie gewerkschaftliche Betätigung zu unterbinden. Wörtlich 
heißt es dort: 

„Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, 
sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig.“ 
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Versuche der Arbeitgeberseite, das Grundrecht auf freie gewerkschaft-
liche Betätigung mittels Arbeitsordnungen, Geheimhaltungsvorschriften, 
Dienstanweisungen etc. auszuhebeln, wurden ein ums andere Mal höchst-
richterlich eine Absage erteilt. In vielen Grundsatzurteilen wurde inzwi-
schen festgestellt, dass dieses Grundrecht nicht nur abstrakt, sondern auch 
ganz konkret für praktische gewerkschaftliche Aktivitäten im Unterneh-
men gilt – also sowohl für die Aktivitäten der Gewerkschaft als Organisa-
tion, als auch für die gewerkschaftlichen Aktivitäten der einzelnen Mit-
glieder, die ja selbst Träger des Grundrechts auf Vereinigungsfreiheit sind. 
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Allen Gewerkschaftsmitgliedern ist es grundsätzlich gestattet, am Arbeits - 
platz über gewerkschaftliche Themen zu informieren und für ihre Ge-
werkschaft offen zu werben. Das Bundesarbeitsgericht führt dazu aus: 

„In den Betriebsräumen spielt sich das Arbeitsleben ab und dort 
werden die Leistungen erbracht, für die die Arbeitnehmer tarifver-
traglich entlohnt werden. Dort tauchen die Fragen auf, die sich aus 
der Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
und aus der Zusammenarbeit der Arbeitnehmer untereinander er-
geben. 

Deshalb gehört es zum Kernbereich der verfassungsrechtlich den 
Koalitionen zugebilligten Werbe- und Informationsfreiheit, auch 
und gerade im Betrieb ihre Mitglieder zu informieren und neue 
Mitglieder zu werben.“

(BAG v. 14.02.1967 – 1 AZR 494/65).

Gewerkschaftliche Information und Werbung auch in 
Unternehmen ohne Mitglieder
Um für Gewerkschaftsziele und Mitglieder in einem Betrieb zu werben, 
muss die Gewerkschaft laut Urteil des Bundesarbeitsgerichts noch nicht 
einmal zwingend über Mitglieder in diesem Betrieb verfügen. Gewerk-
schaftlich Aktive haben somit auch das Recht auf Zutritt und Werbung in 
einen solchen Betrieb, in dem die Gewerkschaft bislang noch nicht ver-
treten ist, sofern sie von ihrer Gewerkschaft dazu beauftragt wurden 
(BAG 1 AZR 460/04 und 461/04 vom 28.02.2006).
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Gewerkschaftliche Betätigung auch für BR-/PR- und 
JAV-Mitglieder
Auch Mitglieder des Betriebsrats, Personalrats oder der JAV dürfen ge-
werkschaftlich aktiv sein und zum Beispiel für die Gewerkschaft werben 
(§ 74 Abs. 3 BetrVG bzw. § 67 Abs. 2 BPersVG, LPersVG analog) – allerdings 
nicht in ihrer Funktion als gesetzliche Interessenvertretung, sondern als 
Gewerkschaftsmitglieder. Da bedeutet zum Beispiel, dass sie bei explizi-
ter gewerkschaftlicher Werbung deutlich machen sollten, dass sie gerade 
nicht als Betriebs- oder Personalräte bzw. Angehörige der JAV unterwegs 
sind, sondern als gewerkschaftlich Aktive.

Gewerkschaftliche Werbung während der Arbeitszeit

Gewerkschaftliche Werbung durch Arbeitskolleg*innen (z.B. persönliche 
Gespräche) sind laut Bundesverfassungsgericht auch während der Ar-
beitszeit gestattet, sofern dadurch die Arbeitsleistung nicht beeinträch-
tigt wird, betriebliche Abläufe nicht nachhaltig gestört werden oder der 
Betriebsfrieden gefährdet ist (BVerfG v. 14.11.1995 – 1 BvR 601/92). 

Grundsätzlich können Beschäftigte jeden Zeitraum für gewerkschaft-
liche Zwecke verwenden, der ihnen (und den Angesprochenen) zur freien  
Verfügung steht. Ebenso verletzen Beschäftigte keine arbeitsvertrag-
lichen Pflichten, wenn sie sich während Stillstandszeiten (z.B. wenn auf 
Kunden gewartet wird) gewerkschaftlich betätigen.

Dabei kann der Arbeitgeber nicht einfach gewerkschaftliche Aktivitäten 
mit der bloßen Behauptung verbieten, Arbeitsabläufe oder der Betriebs-
frieden würden gestört. Der Arbeitgeber muss eine derartige Störung 
auch schlüssig beweisen (LAG Schleswig-Holstein vom 01.12.2000-6  
Sa 562/99).
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Praxistipp: Kurze gewerkschaftliche Aktivitäten während der Arbeits- 
zeit sind problemlos machbar (z.B. einer interessierten Kollegin ei-
nen Flyer zu überreichen oder einen Kollegen kurz anzusprechen 
bzw. anzurufen, um sich für ein längeres Gespräch/Telefonat in der 
Pause bzw. nach Feierabend zu verabreden). Ausführliche persön-
liche Werbegespräche (ohne Zeitdruck) oder breit angelegte Verteil-
aktionen von Flugblättern im gesamten Betrieb sollten dagegen vor 
oder nach der Arbeitszeit bzw. in den Pausen geschehen.

Freie Wahl des Ortes für gewerkschaftliche 
Information und Werbung
Der Arbeitgeber kann auch nicht vorschreiben, an welchem Ort im Be-
trieb die gewerkschaftliche Information und Werbung erfolgen darf. 
Wie das Landesarbeitsgericht Bremen entschied, können die gewerk-
schaftlich Aktiven selbst darüber befinden, wo im Betrieb sie werben 
wollen, solange nicht spezifische konträre Interessen des Arbeitsgebers 
überwiegen (LAG Bremen vom 26.11.2013 – 1 Sa 74/13).



Einsatz von 
Printmedien 
im Betrieb
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Tragen von Anstecker, Buttons oder Plaketten

Beschäftigte dürfen auch während der Arbeitszeit Anstecker, Buttons 
oder Plaketten an ihrer Arbeitskleidung tragen, um für die Gewerkschaft 
zu werben oder auf gewerkschaftliche Forderungen hinzuweisen (BAG v. 
23.02.1979 – 1 AZR 172/78). 

Wird die Arbeitskleidung vom Arbeitgeber gestellt, sollten Beschäftigte 
darauf achten, dass diese nicht beschädigt wird. 

Praxistipp: Bei Dienstkleidung besser Anstecker mit Magnetver-
schluss statt Nadel verwenden!

Verteilen von Flugblättern, Flyern etc.

Flyer, Flugblätter, Postkarten, Beitrittserklärungen oder Werbemateriali-
en (z.B. Kaffeetassen, Kugelschreiber etc.) dürfen außerhalb der Arbeits-
zeit im Unternehmen problemlos zur gewerkschaftlichen Information 
und Werbung verteilt werden (BVerfG vom 17.02.1981 - 2 BvR 384/78, 
BAG vom 14.02.1978 - 1 AZR 280/77) – auch direkt am Arbeitsplatz (z.B. 
auf den Schreibtisch legen bzw. in die Hand drücken). Auch Unterschrif-
tenaktionen sind im Rahmen der Gewerkschaftsrechte abgesichert. 
Schriftliche Informationen müssen ein Impressum (V.i.S.d.P.) der Gewerk-
schaft enthalten, der Arbeitgeber darf sachlich kritisiert, aber nicht per-
sönlich beleidigt oder verunglimpft werden.

Gewerkschaftliche Aushänge/Plakate im Unternehmen

Der Arbeitgeber muss für gewerkschaftliche Aushänge (z.B. Plakate etc.) 
ein Schwarzes Brett zur Verfügung stellen bzw. zumindest die Mitbenut-
zung bereits vorhandener Anschlagstafeln gestatten (BVerfG vom 
17.021981- 2 BvR 384/78, BAG v. 14.02.1978 – 1 AZR 280/77). Das Schwar-
ze Brett muss sich an einer Stelle befinden, die tatsächlich von den Be-
schäftigten regelmäßig frequentiert wird. In größeren Betrieben muss 
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der Arbeitgeber so viele Schwarze Bretter zur Verfügung stellen, dass 
tatsächlich alle Beschäftigten die Möglichkeit haben, ohne besondere 
Umwege die Informationen lesen zu können (z.B. pro Gebäude mindes-
tens ein Schwarzes Brett). Außerhalb dieser Anschlagsflächen muss der 
Arbeitgeber das Aufhängen der Plakate nicht gestatten.

Gewerkschaftliche Infostände im Unternehmen

Unproblematisch ist es auch, einen Infostand zur gewerkschaftlichen Infor- 
mation und Werbung im Unternehmen aufzustellen, z.B. in der Kantine 
oder im Vorraum einer Betriebs- bzw. Personalversammlung (BAG  
v. 22.05.2012 – 1 ABR 11/11). Allerdings darf ein solcher Stand kein „Ver-
kehrshindernis“ darstellen und den Betriebsablauf nicht stören (z.B. nicht 
im Kundenbereich stehen).



Einsatz von 
elektronischen 
Medien
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Insbesondere in diesen Zeiten einer globalen Pandemie verbunden mit 
einer starken Ausweitung von Homeoffice spielen elektronische Medien 
für die gewerkschaftlichen Aktivitäten eine herausragende Rolle. Inzwi-
schen wurde durch verschiedene Urteile höchstrichterlich bestätigt, dass 
die gewerkschaftliche Informations- und Werbefreiheit auch für diese 
Medien im vollen Umfang besteht.

Nutzung von dienstlichen E-Mail-Adressen

Gewerkschaftlich Aktive dürfen sich an die Beschäftigten über deren be-
triebliche E-Mail-Adressen mit Werbung und Informationen wenden, so-
lange der E-Mail-Versand nicht zu nennenswerten Betriebsablaufstörun-
gen oder „spürbaren, der Gewerkschaft zuzurechnenden wirtschaftlichen 
Belastungen“ führt. Dies gilt nach unserer Auffassung auch, wenn der 
Arbeitgeber den Gebrauch der E-Mail-Adressen zu privaten Zwecken un-
tersagt hat. 

Praxistipp: Bei umfangreicheren E-Mails (bzw. E-Mails mit längeren 
Anhängen) empfiehlt sich zu Beginn der Mail ein kurzer Hinweis, die-
se Mail in einer Pause zu lesen.

E-Mail-Versand von privaten E-Mail-Adressen

Ebenso dürfen gewerkschaftlich Aktive von außerhalb des Betriebs über 
einen privaten E-Mail-Account auf elektronischem Weg Kontakt zu ihren 
Kolleg*innen im Betrieb aufnehmen (BAG v. 20.01.2009 – 1 AZR 515/08). 

Dabei gilt: Gewerkschaftlich Aktive dürfen sich die E-Mail-Adressen der 
Beschäftigten nicht widerrechtlich beschaffen. Hier gelten die daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen.
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Nutzung betrieblicher E-Mail-Verteiler

Solange der Arbeitgeber die Nutzung nicht untersagt, dürfen gewerk-
schaftliche Aktive auch betriebliche E-Mail-Verteiler zum Versand von 
gewerkschaftlicher Information und Werbung nutzen. Da der Arbeitge-
ber dies jedoch jederzeit (gerichtlich) untersagen kann, empfiehlt es sich, 
eigene E-Mail-Verteiler aufzubauen.

Praxistipp: Für einen guten Überblick ist es für gewerkschaftlich Ak-
tive ohnehin von großem Nutzen, eine aktuelle Liste mit den Kon-
taktdaten aller ver.di-Mitglieder im Betrieb anzulegen. Für die Be-
schaffung der notwendigen Informationen hilft der*die zuständige 
Fachbereichssekretär*in. 

Nutzung des betrieblichen Intranets

Betriebsangehörige gewerkschaftlich Aktive dürfen gewerkschaftliche 
Information und Werbung auch ins Intranet einstellen. Ebenso hat eine 
betriebsangehörige Gruppe von Gewerkschafter*innen (Betriebsgruppe, 
Vertrauensleute-Körper) das Recht auf eine eigene Seite im Intranet.

Grenzen der Nutzung von dienstlichen 
E-Mail-Accounts und Intranet
Allerdings dürfen die elektronischen Kommunikationsdienste des Arbeit-
gebers (wie z.B. dienstliche E-Mail-Accounts oder das Intranet) nicht zu 
Zwecken des Arbeitskampfes (z.B. für Streikaufrufe) verwendet werden. 
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Verbreitung von Tarifinformationen 
über die Intranetseite des BR/PR
Der BR/PR kann Informationen von ver.di zur Tarifrunde auf seiner eige-
nen Intranetseite veröffentlichen, wenn das Intranet das Hauptinforma-
tionsmedium im Unternehmen ist und der BR/PR auch andere Informati-
onen an die Beschäftigten über Intranet verbreitet.

Nutzung des Internets zur gewerkschaftlichen 
Information auf Dienst-Computern
Bestehen aus dem Betrieb heraus allgemeine Zugangsrechte zum Inter-
net, können Beschäftigte diese auch nutzen, um auf Informationsange-
bote der Gewerkschaften zuzugreifen. Auch hier gilt selbstverständlich: 
Die Nutzung von gewerkschaftlichen Informationsangeboten darf die 
Arbeitsleistung nicht beeinträchtigen und den Betriebsablauf nicht stö-
ren. Ausführlicheres Surfen auf gewerkschaftlichen Websites sollte daher 
in der Freizeit geschehen.



Informationen über 
Streiks während 
der Tarifverhandlungen
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Wie das Bundesarbeitsgericht treffend formulierte: Ohne die Möglich-
keit des Streiks wären Tarifverhandlungen nicht mehr als kollektives Bet-
teln (BAG v. 10.6.1980 – 1 AZR 822/79). Deshalb sind Streiks in Deutsch-
land ein Grundrecht (nach Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz).

Ist der Streik erlaubt?

Ja, die Friedenspflicht endet grundsätzlich mit dem Ablauf der vereinbar-
ten Dauer des Tarifvertrags oder mit dem Ablauf der Kündigungsfrist. 
Verhandlungen der Tarifvertragsparteien begründen keine auf ihren Ge-
genstand bezogene Friedenspflicht. Der Streik muss aber rechtmäßig 
sein, sich also auf den Abschluss eines Tarifvertrags mit zulässigem Inhalt 
beziehen.

Wer darf streiken?

Alle Mitarbeiter*innen des zum Streik aufgerufenen Betriebes, egal ob 
Gewerkschaftsmitglied, oder nicht. Kurz gesagt, alle, die von den Rege-
lungen des angestrebten Tarifvertrags profitieren, dürfen streiken. Eben-
so dürfen Auszubildende oder Kolleg*innen mit befristeten Arbeitsver-
trägen streiken. Wichtig ist: der Streik muss von der Gewerkschaft 
ausgehen.

Dürfen auch AT-Angestellte streiken?

Hier muss genau in den Tarifvertrag geschaut werden. Streiken können 
alle Beschäftigten, die vom Geltungsbereich des Tarifvertrages erfasst 
werden. Oft denken Beschäftigte mit einer übertariflichen Bezahlung, 
dass der Tarifvertrag nicht gilt. Dies ist aber so nicht richtig. Denn insbe-
sondere ver.di-Mitglieder mit übertariflicher Bezahlung können sich je-
derzeit auf den Tarifvertrag ihrer Gewerkschaft beziehen. Verdeutlicht 
wird dies am Beispiel für die Tarifverträge bei den privaten/öffentlichen 
Banken (bitte ggf. zusammen mit der*dem Gewerkschaftssekretär*in 
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prüfen, wie genau der Geltungsbereich  für den eigenen Tarifvertrag ge-
staltet ist). Im Geltungsbereich Tarifverträge der privaten sowie der öf-
fentlichen Banken werden beispielsweise lediglich eine relativ kleine 
Gruppe beschrieben, für die die Tarifverträge nicht gelten. Vom Gel-
tungsbereich der Tarifverträge sind ausgenommen:

•   Angestellte in leitender Stellung

•    Angestellte, die durch ihre Stellung berufen sind, selbständig 

Entscheidungen von besonderer Wichtigkeit und Tragweite zu 

treffen (z.B. Prokurist*innen, Leiter*innen größerer Zweig- 

stellen, Abteilungsleiter*innen)

unter der Voraussetzung, dass ihr laufendes Monatsgehalt (ausschließ-
lich Sozialzulagen, Mehrarbeits- und Sondervergütungen) das Endgehalt 
der höchsten Tarifgruppe überschreitet und dass die sonstigen Bedin-
gungen ihrer Arbeitsverträge nicht schlechter sind als die entsprechen-
den Bedingungen des Tarifvertrages.

Das heißt: Der überwiegende Teil der AT-Angestellten fällt unter den 
Geltungsbereich unserer Tarifverträge. Und: Die AT-Vergütung hängt in-
direkt von der Tariftabelle ab. Diese Tariftabelle ist Inhalt der Tarifrunde 
und von daher sind die AT-Angestellten auch vom Ausgang der Tarifrun-
de betroffen.

Muss man seine Teilnahme vor dem Streiktag mitteilen?

Nein, auch wenn der Vorgesetzte im Vorfeld danach fragt. Die Entschei-
dung einer Streikbeteiligung kann spontan erfolgen.

Muss man sich abmelden?

Nein, es muss sich niemand mündlich oder schriftlich beim Vorgesetzten 
abmelden, wenn er sich am Streik beteiligen will. Der Arbeitgeber kann 
im Regelfall davon ausgehen, dass Beschäftigte, die nach einem Strei
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kaufruf nicht zur Arbeit erscheinen oder ihre Arbeit unterbrechen, von 
ihrem Streikrecht Gebrauch machen und sich damit von ihrer Arbeits-
pflicht vorläufig freistellen (BAG v. 31.5.88, DB 88, 2260).

Muss gestempelt werden?

Nein, denn die streikbedingte Freistellung der Arbeitspflicht erstreckt 
sich auch auf die „Nebenpflicht“ der Bedienung des elektronischen Zei-
terfassungssystems. Entscheiden sich Beschäftigte erst nach Arbeitsan-
tritt für eine Streikteilnahme, müssen sie beim Verlassen des Hauses kei-
ne „Gehen-Buchung“ vornehmen. Mit einer „Gehen-Buchung“ würde 
das Ziel eines Streikes verfehlt.

Müssen Telefonschichten eingehalten werden?

Nein, die streikbedingte Freistellung erstreckt sich auch auf Telefon-
schichten, es ist keine Abmeldung erforderlich.

Darf der Arbeitgeber gegen den Willen des Betriebsrats 
Mehrarbeit für die Belegschaft anordnen, um den streik-
bedingten Arbeitsausfall nachzuholen?
Nur für arbeitswillige, also dem Streikaufruf nicht Folge leistende und 
zur Ableistung von Mehrarbeit bereite Arbeitnehmer*innen – begrenzt 
auf die Dauer der konkreten Arbeitsniederlegung. Nur wenn der Arbeit-
geber die Mehrarbeit dementsprechend begrenzt, ist das Mitbestim-
mungsrecht des Betriebsrats (§ 87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG) während eines Ar-
beitskampfes tatsächlich eingeschränkt. 

Sollte der Arbeitgeber Mehrarbeit gegenüber allen dienstplanmäßig ein-
geteilten Arbeitnehmer*innen zur Aufarbeitung streikbedingter Arbeits-
rückstände nach Beendigung der Arbeitsniederlegung anordnen, kann 
der Betriebsrat dieser Anordnung widersprechen (BAG v. 20.03.2018 –  
1 ABR 70/16).
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